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1 ABR 4/97

8 TaBV 10/96 Baden-Wiirttemberg

Im Namen des Volkes!

Verkiindet am
17. Juni 1997

Beschlulfl

Backes,

Reg.-Hauptsekretarin

als Urkundsbeamter In dem BeschluBverfahren
der Geschdftsstelle

unter Beteiligung

ppP.

hat der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der miind-

lichen Anhdérung vom 17. Juni 1997 durch den Prédsidenten Professor
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Dr. Dieterich, die Richter Dr. Rost und Dr. WiBmann sowie die eh-

renamtlichen Richter Gnade und Bayer beschlossen:

1. Auf die Rechtsbeschwerde der Arbeitgeberin
wird der BeschluB3 des Landesarbeitsgerichts
Baden-Wiirttemberg vom 26. November 1996
- 8 TaBV 10/96 - aufgehoben.

2. Auf die Beschwerde der Arbeitgeberin wird der
Beschluf3 des Arbeitsgerichts Pforzheim vom
24 . Juli 1996 - 5 BV 25/96 - abgedndert.

3. Die Zustimmung des Betriebsrats zur Einstel-
lung des Fertigungsarbeiters Bernd R wird
ersetzt.

Von Rechts wegen!

Grinde

A. Die Beteiligten streiten iliber die Zustimmung zur Einstellung

eines Arbeitnehmers, die der Betriebsrat fiir tarifwidrig hidlt.

Die Arbeitgeberin betreibt in M eine Maschinenfabrik
mit Uber 100 Arbeitnehmern. Sie war Mitglied des Verbandes der
Metallindustrie Baden-Wirttemberg e.V., aus dem sie mit Wirkung
zum 31. Dezember 1995 ausgetreten ist. Der zwischen diesem Ar-
beitgeberverband und der IG Metall abgeschlossene Manteltarifver-
trag fir Arbeiter und Angestellte in der Metallindustrie in
Nordwiirttemberg-Nordbaden vom 5. Mai 1990, in Kraft seit 1. April
1990 (im folgenden MTV), enthdlt in § 7 u.a. folgende Bestimmun-

gen zur regelmdfigen Arbeitszeit:

"7.1 Die tarifliche wochentliche Arbeitszeit

ohne Pausen betragt 37 Stunden,
ab 01.04.1993 36 Stunden,
ab 01.10.1995 35 Stunden.

(Anlage 3 Protokollnotiz zu § 7.1)
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Soll fir einzelne Beschadftigte die indivi-
duelle regelmdflige wochentliche Arbeits-
zeit auf bis zu 40 Stunden verldngert wer-
den, bedarf dies der Zustimmung des Be-
schaftigten.

Lehnen Beschdftigte die Verlangerung ihrer
individuellen regelmd@figen wéchentlichen
Arbeitszeit ab, so darf ihnen daraus kein
Nachteil entstehen.

Bei der Vereinbarung einer solchen Ar-
beitszeit bis zu 40 Stunden kann der Be-
schdftigte wahlen zwischen

- einer dieser Arbeitszeit entsprechenden
Bezahlung

- dem Ausgleich der Differenz zur tarif-
vertraglichen Arbeitszeit nach § 7.1
durch einen oder mehrere grofle Freizeit-
blécke im Laufe von 2 Jahren bei Bezah-
lung der tariflichen Arbeitszeit. § 7.6
bleibt hiervon unberiihrt.

§§ 7.7 und 11.4.5 finden entsprechende
Anwendung.

Die vereinbarte Arbeitszeit kann friihe-
stens nach Ablauf von 2 Jahren auf Wunsch
des Beschaftigten mit einer Ankiindigungs-
frist von 6 Monaten gedndert werden, es
sei denn, sie wird einvernehmlich friiher
gedndert. Entsprechendes gilt fiir die Wahl
gemdfl § 7.1.2. Das Arbeitsentgelt wird
entsprechend angepaft.

Der Arbeitgeber teilt dem Betriebsrat je-
weils zum Ende eines Kalenderhalbjahres
die Beschaftigten mit verlangerter indivi-
dueller regelmdBiger wéchentlicher Ar-
beitszeit mit, deren Anzahl 18 % aller Be-
schdftigten des Betriebes nicht iiberstei-
gen darf.

www.prinz.law

Mit Schreiben vom 5. Juni 1996 informierte die Arbeitgeberin

ihren Betriebsrat iliber die zum 10. Juni 1996 beabsichtigte Ein-

stellung des Bernd R als Personalsachbearbeiter mit einer
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regelmdBigen Arbeitszeit von 40 Stunden pro Woche. R ist nicht
Mitglied der tarifschlieBenden Gewerkschaft. Ziff. 7 des mit ihm
unter dem 22. Mai 1996 abgeschlossenen Arbeitsvertrages lautet

wie folgt:

"Arbeitszeit

Die regelmdflige Wochenarbeitszeit betrdgt
40 Stunden.

Es wird unter ausdriicklicher Zustimmung des/der
Mitarbeiters/in vereinbart, daB die Firma kraft
ihres Direktionsrechtes berechtigt ist, die ver-
einbarte Wochenarbeitszeit mit einer Frist von

4 Wochen zum Monatsende zu erhShen oder zu ver-
mindern. Der Lohn erhSht oder vermindet sich ent-
sprechend der Arbeitszeit. Der/die Mitarbeiter/in
erkldrt sich bereit, bei Bedarf Uberstunden zu
leisten."

Der Betriebsrat verweigerte die erbetene Zustimmung mit
Schreiben vom 11. Juni 1996, der Arbeitgeberin zugegangen am sel-
ben Tage. Zur Begriindung fiihrte er aus:

"Gemdfl § 7.1.4 MTV diirfen 18 % aller Beschaftig-
ten des Betriebes 40 Stunden/Woche arbeiten. Da
diese Quote bereits ausgeschoépft ist und eine

Ausweitung nicht zuldssig ist, kann die Arbeits-

zeit von Herrn R nicht 40 Stunden/Woche be-
tragen."

Die Arbeitgeberin begehrt die Ersetzung der Zustimmung zur
Einstellung. Sie hat die Einstellung aus dringenden Grinden vor-

laufig vollzogen, woriiber die Beteiligten nicht mehr streiten.

Die Arbeitgeberin ist der Auffassung, der Betriebsrat konne
die Zustimmung nicht unter Berufung auf die tariflich geregelte
Quote verweigern. Diese sei zwar tatsdchlich bereits ausge-

schopft, sie sei jedoch gegeniiber R nicht an den Tarifvertrag
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gebunden, da R nicht Mitglied der Gewerkschaft sei. Die Rege-
lung stelle keine Betriebsnorm dar, sondern verfolge arbeits-
marktpolitische Ziele, die mit der Notwendigkeit einer einheitli-
chen Regelung der Arbeitszeit nichts zu tun hdtten. Es gehe auch
nicht um eine kollektive Schutznorm zugunsten der Arbeitnehmer,
da es geniigend Interessenten gebe, die - wie R - lieber 12,5 %

mehr verdienen und dafiir auch entspechend mehr arbeiten wollten.

Zumindest miisse es nach ihrem Verbandsaustritt méglich sein,
mit einem selbst nicht tarifgebundenen Arbeitnehmer langere Ar-
beitszeiten zu vereinbaren. Eine Einschradnkung dieses Rechts sei
verfassungswidrig. Sie verstoBe gegen die negative Koalitions-
freiheit. Dariiber hinaus stelle sie einen unverhdltnismdfigen
Eingriff in das Grundrecht der Berufsfreiheit dar, und zwar so-
wohl zu Lasten des Arbeitgebers als auch zu Lasten des Arbeitneh-

mers.

Die Arbeitgeberin hat erstinstanzlich beantragt,

die fehlende Zustimmung des Betriebsrats zur Ein-
stellung von Bernd R als Personalsachbearbeiter
zu ersetzen.

Der Betriebsrat hat beantragt,

den Antrag zuriickzuweisen.

Er hat die Auffassung vertreten, § 7.1.4 MTV stelle eine Be-
triebsnorm dar. Er betreffe einen Sachverhalt, der nicht indivi-
duell mit einem einzelnen Arbeitnehmer arbeitsvertraglich gere-
gelt werden kdnne. An diese Norm sei die Arbeitgeberin unabhingig
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von der Gewerkschaftszugehdrigkeit des Arbeitnehmers aufgrund
ihrer Verbandszugehdrigkeit gebunden. Der Austritt aus dem Ver-
band habe die Bindung nicht aufgehoben, da der Manteltarifvertrag
fortbestehe. Die Regelung verstofBe auch nicht gegen verfassungs-
rechtliche Grunds&dtze. Da der Betriebsrat im Rahmen des § 99
BetrVG die personelle MaBnahme nur in der beabsichtigten Form zu
beurteilen habe und die Einstellung zu anderen (tarifgemdfien) Be-
dingungen nicht verlangen kénne, miisse die Einstellung hier ganz

unterbleiben.

Das Arbeitsgericht hat den Antrag der Arbeitgeberin auf Er-
setzung der Zustimmung abgewiesen. Das Landesarbeitsgericht hat
die Beschwerde der Arbeitgeberin zuriickgewiesen. Mit der zugelas-
senen Rechtsbeschwerde verfolgt die Arbeitgeberin ihren Erset-

zungsantrag weiter.

B. Die Rechtsbeschwerde der Arbeitgeberin ist begriindet. Die
vom Betriebsrat verweigerte Zustimmung zur Einstellung des Ar-
beitnehmers R ist zu ersetzen. Die Einstellung verst6Bt ent-
gegen der Auffassung des Landesarbeitsgerichts nicht gegen eine

tarifliche Bestimmung (§ 99 Abs. 2 Nr. 1 BetrVG).

1. Das Landesarbeitsgericht ist allerdings zutreffend davon
ausgegangen, daB § 7.1.4 MTV von der Arbeitgeberin zu beachten

ist, und zwar unabhdngig von der Tarifbindung ihrer Arbeitnehmer.
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Die Regelung, nach der die dem Betriebsrat halbjdhrlich mitzutei-
lende Zahl der Beschadftigten mit abweichender individueller Ar-
beitszeit 18 % aller Beschdftigten des Betriebes nicht iiberstei-
gen darf, ist ndmlich eine betriebliche Norm i.S.d. § 3 Abs. 2

TVG.

a) Gemd § 3 Abs. 2 TVG gelten Rechtsnormen eines Tarifvertra-
ges iiber betriebliche und betriebsverfassungsrechtliche Fragen
flir alle Betriebe, deren Arbeitgeber tarifgebunden ist. Nach der
stdndigen Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts betreffen
diese Betriebsnormen Regelungsgegenstdnde, die nur einheitlich
gelten kénnen. Ihre Regelung im Individualvertrag ware zwar nicht
im naturwissenschaftlichen Sinne unmdglich, sie wirde aber wegen
"evident sachlogischer UnzweckmadBigkeit ausscheiden", weil eine
einheitliche Regelung auf betrieblicher Ebene unerlaBlich ist
(Senatsbeschlufl vom 26. April 1990 - 1 ABR 84/87 - BAGE 64, 368 =
AP Nr. 57 zu Art. 9 GG im Anschluf3 an BAG Urteil vom 21. Januar
1987 - 4 AZR 486/86 - AP Nr. 46 zu Art. 9 GG; BAG Urteil vom

27. April 1988 - 7 AZR 593/87 - BAGE 58, 183 = AP Nr. 4 zu § 1
BeschFG 1985; BAG Urteil vom 7. November 1995 - 3 AZR 676/94 - AP
Nr. 1 zu § 3 TVG Betriebsnormen). Bei der ndheren Bestimmung die-
ses Normtyps ist auszugehen von dem in § 3 Abs. 2 TVG verwandten
Begriff der "betrieblichen Fragen". Dies sind nicht etwa alle
Fragen, die im weitesten Sinne durch die Existenz des Betriebes
und durch die besonderen Bedingungen der betrieblichen Zusammen-
arbeit entstehen kénnen. Gemeint sind vielmehr nur solche Fragen,

die unmittelbar die Organisation und Gestaltung des Betriebes,
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also der Betriebsmittel und der Belegschaft, betreffen (vgl. Kem-
pen/Zachert, TVG, 3. Aufl., § 3 Rz 13; Dieterich, Die betriebli-
chen Normen nach dem Tarifvertragsgesetz vom 9.4.1949, S. 34 f.;
s. auch Richardi, Kollektivgewalt und Individualwille bei der Ge-
staltung des Arbeitsverhdltnisses, S. 236 f.). Diese Umschreibung
markiert zwar keine scharfe Grenze, sie verdeutlicht aber Funkti-
on und Eigenart der Betriebsnormen im Sinne von § 3 Abs. 2 TVG
(zur Bandbreite denkbarer Regelungen vgl. S&dcker/Oetker, Grundla-
gen und Grenzen der Tarifautonomie, S. 135 ff.; Gamillscheg, Kol-
lektives Arbeitsrecht, Bd. I, S. 588 ff.). Betriebsnormen regeln
das betriebliche Rechtsverhdltnis zwischen dem Arbeitgeber und
der Belegschaft als Kollektiv, hingegen nicht die Rechtsverhalt-
nisse zwischen Arbeitgeber und einzelnen Arbeitnehmern, die al-

lenfalls mittelbar betroffen sind.

Dieser Regelungsgegenstand erkldrt, warum fiir die Geltung
von Betriebsnormen (wie auch fiir Betriebsverfassungsnormen) nur
auf die Tarifgebundenheit des Arbeitgebers und nicht auf die Ge-
werkschaftszugehdrigkeit einzelner oder gar aller Arbeitnehmer
abzustellen ist. Die Belegschaft als Kollektiv kann nicht Gewerk-
schaftsmitglied sein. Deshalb sind Betriebsnormen in der Tat Re-
gelungen, die nur einheitlich gelten kénnen und bei denen indivi-
dualvertragliche Regelungen "wegen evident sachlogischer Unzweck-
mdfBigkeit" ausscheiden. Verfassungsrechtliche Bedenken sind inso-

weit nicht ersichtlich.
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b) Fragen der Betriebsgestaltung in diesem Sinne sind u.a. Fra-

gen der Zusammensetzung des Mitarbeiterkreises. Zu denken ist et-
wa an die Aufstellung qualitativer Anforderungen bei der Beset-
zung bestimmter Arbeitsposten. Es kommen aber auch quantitative
Fragen in Betracht wie das zahlenmd@flige Verhdltnis bestimmter Ar-
beitnehmergruppen zur Gesamtzahl der Mitarbeiter eines Betriebes.

So hat der Senat etwa in seiner Entscheidung vom 26. April 1990

(- 1 ABR 84/87 - BAGE 64, 368 = AP Nr. 57 zu Art. 9 GG) die Be-
setzungsregeln in den Tarifvertrdgen der Druckindustrie als Be-
triebsnormen angesehen. Als Betriebsnormen in Betracht gezogen
werden etwa neben Skalen fir die Beschdftigung einer bestimmten
Hochstzahl von Lehrlingen oder sonstigen Arbeitnehmergruppen auch
Regelungen, die sich insofern auf die Zusammensetzung der Beleg-
schaft beziehen, als sie das quotenmdfige Verhdltnis von befri-
stet und unbefristet beschdftigten Arbeitnehmern festlegen (vgl.
BAG Urteil vom 27. April 1988 - 7 AZR 593/87 - BAGE 58, 183 = AP
Nr. 4 zu § 1 BeschFG 1985; siehe auch Senatsbeschluf3 vom 9. Juli

1996 - 1 ABR 55/95 - AP Nr. 9 zu § 99 BetrVG 1972 Einstellung).

c) Ausgehend von der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts
hat das Landesarbeitsgericht die streitbefangene Quotenregelung
nach § 7.1.4 MTV als betriebliche Norm i.S.d. § 3 Abs. 2 TVG an-

gesehen. Dem ist zuzustimmen.

Die Tarifvertragsparteien haben in § 7.1 MTV die regelmafiige
tarifliche woéchentliche Arbeitszeit auf 35 Stunden (ab 1995)
festgelegt. Hiervon kann gem. § 7.1.1 MTV in einzelvertraglichen
Abmachungen abgewichen werden in der Weise, daB die Arbeitszeit

auf bis zu 40 Stunden in der Woche verlangert wird. Nach § 7.1.4
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MTV hat der Arbeitgeber halbjdhrlich dem Betriebsrat die Beschaf-
tigten mit verldngerter individueller wSchentlicher Arbeitszeit
mitzuteilen, "deren Anzahl 18 % aller Beschdftigten des Betriebes

nicht Ubersteigen darf".

Mit der Bestimmung dieser Quote in Verbindung mit einer Aus-
kunftspflicht gegeniiber dem Betriebsrat haben die Tarifvertrags-
parteien nicht unmittelbar die individuelle Arbeitszeit einzelner
Arbeitnehmer geregelt. Die Quote bezieht sich vielmehr auf einen
kollektiven Tatbestand, ndmlich auf die Verteilung des betriebli-
chen Arbeitszeitvolumens. Allerdings wird nur die Zahl der abwei-
chenden Vertrdge beriicksichtigt, also das Arbeitszeitvolumen
nicht insgesamt begrenzt, sondern ein auf Belegschaftsgruppen be-
zogener Maflstab gewdhlt. Die Regelung betrifft damit die Zusam-
mensetzung der Belegschaft, und zwar entsprechend dem zahlenmafi-
gen Verhdltnis der nach ihrer regelmdfiigen Arbeitszeit zu unter-
scheidenden Arbeitnehmergruppen. Dies ist eine Frage der betrieb-
lichen Gestaltung. Ihre Regelung ist auf das betriebliche Rechts-
verhdltnis zwischen Belegschaft und Arbeitgeber beschrankt, be-
griindet also keine Rechte und Pflichten in den Arbeitsverhdltnis-
sen. Das zeigt sich auch darin, daB sie mit einer Betriebsverfas-
sungsnorm verkniipft ist, ndmlich einer Auskunftspflicht gegeniiber

dem Betriebsrat.

Die Festlegung einer HOchstquote fiir abweichende Arbeits-
zeitvereinbarungen ist als betriebliche Norm i.S.d. § 3 Abs. 2
TVG anzusehen (so auch Ddubler, Tarifvertragsrecht, 3. Aufl.,
Rz 708; Kempen/Zachert, aaO, § 1 Rz 167; wohl auch Fitting/

Kaiser/Heither/Engels, Betriebsverfassungsgesetz, 18. Aufl., § 87
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Rz 47; Neumann, NZA 1990, 961, 963 - der zutreffend auf die Ahn-
lichkeit mit Lehrlingsskalen verweist; als schuldrechtliche Ver-
einbarung betrachtet die Quote hingegen Richardi, DB 1990, 1613,
1614; gegen eine Betriebsnorm wohl auch H. Hanau, RdA 1996, 158,

168).

d) Als Betriebsnorm findet § 7.1.4 MTV gem. § 3 Abs. 2 TVG
i.Vv.m. § 4 Abs. 1 TVG bereits bei einseitiger Tarifbindung des
Arbeitgebers Anwendung. Daran kann auch die Tatsache nichts &n-
dern, daB die Arbeitgeberin zum 31. Dezember 1995 aus dem Arbeit-
geberverband ausgetreten ist. Die aufgrund der Verbandszugehdrig-
keit einmal eingetretene Tarifbindung bleibt bei einem Austritt
aus dem Verband bestehen, bis der Tarifvertrag endet (§ 3 Abs. 3
TVG). Der hier umstrittene Manteltarifvertrag datiert vom 5. Mai
1990, galt also schon zu einem Zeitpunkt, als die Arbeitgeberin
noch Mitglied des tarifschlieBenden Arbeitgeberverbandes war. Er
war auch zum Zeitpunkt der miindlichen Anhdrung vor dem Landesar-
beitsgericht noch in Geltung, so daB dieses von der Bindung der

Arbeitgeberin an den Tarifvertrag ausgehen muflte.

2. Der Betriebsrat kann aber dennoch die Verweigerung seiner
Zustimmung nicht auf die streitbefangene tarifliche Regelung
stiitzen. Die beabsichtigte Einstellung des Arbeitnehmers R ver-

st6Bt nicht i.S.d. § 99 Abs. 2 BetrVG gegen § 7.1.4 MTV.

a) Nach stdndiger Senatsrechtsprechung kann der Betriebsrat
einer personellen MaBnahme seine Zustimmung gem. § 99 Abs. 2

Nr. 1 BetrVG nur dann verweigern, wenn die MaBnahme selbst gegen
ein Gesetz, einen Tarifvertrag oder eine sonstige Norm verstdBt.
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Geht es um eine Einstellung, muf3 diese untersagt sein. Dabei ist
zu beriicksichtigen, daB § 99 BetrVG dem Betriebsrat nur die M&g-
lichkeit gibt, der Einstellung in der vom Arbeitgeber beabsich-
tigten Form zuzustimmen oder die Zustimmung insgesamt zu verwei-
gern. Er kann hingegen keine Einstellung zu gednderten - normge-
méafBen - Bedingungen durchsetzen. Eine Zustimmungsverweigerung ist
danach nicht bei jeder Einstellung gerechtfertigt, die in irgend-
einer Weise normative Vorgaben verletzt; Voraussetzung ist viel-
mehr, daB der Zweck der verletzten Norm nur dadurch erreicht wer-
den kann, daB3 die Einstellung insgesamt unterbleibt (Senatsbe-
schluB vom 28. Juni 1994 - 1 ABR 59/93 - AP Nr. 4 zu § 99 BetrVG
1972 Einstellung, unter B II 1 der Griinde; Senatsbeschluf3 vom

9. Juli 1996 - 1 ABR 55/95 - AP Nr. 9 zu § 99 BetrVG 1972 Ein-

stellung, unter B I 1 der Griinde).

b) Eine solche Normverletzung liegt hier nicht vor. Tarifliche
Regelungen i.S.d. § 99 Abs. 2 Nr. 1 BetrVG sind zwar auch Be-
triebsnormen (Kittner in D&ubler/Kittner/Klebe, Betriebsverfas-
sungsgesetz, 5. Aufl., § 99 Rz 177; Dietz/Richardi, Betriebsver-
fassungsgesetz, 6. Aufl., § 99 Rz 159). Aber § 7.1.4 MTV begriin-
det entgegen der Auffassung des Landesarbeitsgerichts kein die
Einstellung als personelle EinzelmaBnahme betreffendes Verbot.
Die Tarifbestimmung iiberldft es vielmehr dem Arbeitgeber, wie er
die vorgegebene Quote erreichen will; sie bindet ihn also nicht
bei einzelnen MaBnahmen. Dies ergibt die an Wortlaut, systemati-
schem Aufbau und erkennbarem Zweck der Vorschrift orientierte

Auslegung.
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aa) § 7.1.1 MTV regelt zundchst generell, daB die individuelle
regelmdBige wochentliche Arbeitszeit mit Zustimmung des Beschaf-
tigten auf bis zu 40 Stunden verldngert werden kann. Eine quanti-
tative Beschrdnkung der betroffenen Arbeitnehmer ist hier nicht
festgelegt. Diese wird erst in § 7.1.4 MTV erwdhnt. Aber auch
dort ist sie nicht als eigenstdndige Verpflichtung gefafit.

§ 7.1.4 MTV regelt vielmehr vorrangig die Pflicht des Arbeitge-
bers, dem Betriebsrat zum Ende eines Kalenderhalbjahres die Be-
schaftigten mit verlangerter individueller Arbeitszeit mitzutei-
len. Erst im Nebensatz hierzu ist festgehalten, daB "deren Anzahl

18 % aller Beschdftigten des Betriebes nicht ilibersteigen darf".

Nach Wortlaut und systematischem Zusammenhang ist die Quote
also als Teil der halbjahrlichen Mitteilungspflicht ausgestaltet.
Bereits diese Verknipfung spricht gegen die Annahme, daf der Ar-
beitgeber hinsichtlich einzelner personeller MaBnahmen gebunden
sein soll. Er schuldet zwar einen Gesamterfolg, die tarifliche
Regelung schreibt ihm aber nicht vor, wie er die Verpflichtung zu
erfillen hat. Dies ist durch unterschiedliche MaBnahmen erreich-
bar. Es bedarf dazu nicht zwingend personeller EinzelmaBnahmen
i.S.d. § 99 BetrVG. So kann ein Arbeitgeber bei Erreichen der
Quote diese trotz Abschlusses weiterer abweichender Vereinbarun-
gen wahren, indem er die regelmd@fiige Arbeitszeit anderer Arbeit-
nehmer einvernehmlich kiirzt. UnterldaBt er dies, verletzt er damit
unter Umstdnden seine tarifliche Pflicht, den Quotenrahmen nicht
zu ilberschreiten, aber dieser VerstoB 1laBt sich nicht einer ein-

zelnen personellen MafBnahme zuordnen.
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bb) Die Annahme, daB nur ein Gesamterfolg geschuldet wird und
nicht einzelne MaBnahmen untersagt sind, wird durch die tarifli-
che Stichtagsregelung bestdrkt. Der Arbeitgeber hat dem Betriebs-
rat jeweils zum Ende eines Kalenderhalbjahres die Zahl abweichen-
der Vereinbarungen mitzuteilen. Da die Tarifvertragsparteien die
Quote nur in Verbindung mit der halbjdhrlichen Mitteilungspflicht
in den Tarifvertrag eingebracht haben, ist anzunehmen, dafB der
Arbeitgeber die Quote jeweils nur zu diesem Termin erreichen mufl.
Uberschreitet er sie zwischenzeitlich, so ist das unsch&dlich,
wenn er sie rechtzeitig bis zum ndchsten Stichtag wieder zuriick-

fiihren kann. Wie er dies erreicht, bleibt ihm iliberlassen.

In diesem Zusammenhang ist auch zu beachten, daf die Quote
sich nicht am Umfang des abweichenden Zeitvolumens ausrichtet,
sondern an der Kopfzahl der Belegschaftsmitglieder. Das ent-
spricht dem betrieblichen Interesse an abweichenden Vereinbarun-
gen bei Arbeitnehmern mit besonderen Aufgaben und Qualifikatio-
nen. Gerade bei diesen ist aber die Personalplanung besonders
schwierig. Die Stichtagsregelung soll hier erkennbar einen zeit-
lichen Spielraum er6ffnen und damit praktischen Bediirfnissen fle-

xibler Personalwirtschaft Rechnung tragen.

c) Ist demnach davon auszugehen, daB die tarifliche Regelung
vom Arbeitgeber nur einen termingerechten Gesamterfolg verlangt,
ihn aber nicht hinsichtlich einzelner personeller MaBnahmen bin-
det, kann der Betriebsrat seine Zustimmung zu einer bestimmten
Einstellung nicht mit der Begriindung verweigern, die Quote sei
ausgeschopft. Gegenstand der Mitbestimmung nach § 99 BetrVG ist

nur die personelle Einzelmaf3nahme. Diese verstdBt aber nicht
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gegen die tarifliche Regelung. Es besteht also kein tarifliches
Verbot, das nur dadurch gewahrt werden kdnnte, daB eine bestimmte

Einstellung ganz unterbleibt.

Wie der Betriebsrat den vom Arbeitgeber geschuldeten Gesamt-
erfolg in anderer Weise durchsetzen kann, hat der Senat hier
nicht zu entscheiden. Der Tarifvertrag sieht keine spezielle
Sanktion vor. Zu erwdgen wdre daher ein Unterlassungsanspruch,
wenn der Arbeitgeber die Quote dauerhaft iiberschreitet. Ein sol-
cher ist jedoch nicht Gegenstand des anhdngigen Mitbestimmungs-

verfahrens.

3. Die angefochtene Entscheidung ist daher mit der gegebenen
Begriindung nicht zu halten. Sie stellt sich auch nicht aus einem
anderen Grund als zutreffend dar. Der Betriebsrat hat keine son-
stigen Zustimmungsverweigerungsgriinde i.S.d. § 99 Abs. 2 BetrVG
geltend gemacht. Seine Zustimmung zur Einstellung des Arbeitneh-
mers R ist daher entsprechend dem Antrag der Arbeitgeberin zu

ersetzen.

Dahingestellt bleiben konnte die Frage, ob die Bindung der
Arbeitgeberin an § 7.1.4 MTV 1990 entfallen ist, nachdem der an
sich erstmals zum 31. Dezember 1998 kiindbare Tarifvertrag offen-
sichtlich vorzeitig durch den Manteltarifvertrag vom 18. Dezember
1996, in Kraft seit 1. Januar 1997, abgeldst worden ist, worauf
die Beteiligten in der mindlichen Anhdrung vor dem Senat hinge-
wiesen wurden. Insoweit wiirde sich die Frage der Nachwirkung von
Betriebsnormen und der M&glichkeit ihrer Abl&sung stellen (vgl.

dazu etwa Kempen/Zachert, aaO, § 4 Rz 299; Ldéwisch/Rieble, TVG,
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§ 4 Rz 227, 237). Diese Frage wirde hier zusdtzlich durch den
Verbandsaustritt der Arbeitgeberin kompliziert, bedarf jedoch

keiner Entscheidung.

Dieterich WifBmann Rost

Gnade Bayer

JLaw — Gesetze und Urteile JR— Avaname on the
Kostenlos (mobile App) b Google'play App tore
Uber 200 Gesetze

Uber 100.000 Urteile JLaw — fiir Android JLaw — fir i0OS

1ZINYPsa8 HYIN B8 §§ YOU JUBQULIR( S[e PUIS SUN[WWESS[12)1() IOP J[ID ], YONY :SIOMUTE]


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	Im Namen des Volkes!

	Beschluß

	2

	4

	5

	6

	7

	8

	9

	10

	11

	12

	13

	14

	15



